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Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 

Unterrichtung 
durch die Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 13. Mai 1992 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
über die Regelung bestimmter Vermögensansprüche 
— Drucksache 12/3379 — 

hier: Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates 

Die Bundesregierung wird ihre Auffassung zu 
der vom Bundesrat angesprochenen Frage bei der 
Vorlage des Gesetzentwurfs über die Entschädigung 
nach dem Gesetz zur Regelung offener Vermö-
gensfragen und über staatliche Ausgleichsleistun-
gen für Enteignungen auf besatzungsrechtlicher 

oder besatzungshoheitlicher Grundlage (Ent-
schädigungsgesetz) darlegen. Sie hält es nicht für 
zweckdienlich, im Rahmen des Ratifizierungs-
verfahrens eines internationalen Abkommens in-
nerstaatliche Fragen des Finanzausgleichs zu erör-
tern. 

Zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 22. Oktober 1992 — 021 (212) — 301 01 — A5 — 
Am  16/92. 




